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Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker 


vor 25 Jahren wurde Berndt Koberstem in Nicaragua ermordet 


A uf derWiwili Brücke (Blaue 
Brücke) am Freiburger 
Hauptbahnhof erinnert 
eine Gedenktafel an Berndt Ko¬ 
berstein. Der 1956 geborene 
Freiburger trat 1974 der SDAJ, 
1975 der DKP bei, war gelernter 
Maschinenschlosser und in der 
Gewerkschaft aktiv. Nachdem 
sich die Bevölkerung Nicara¬ 
guas 1979 unter der Führung der 
„Frente Sandinista de Liberacion 
Nacional" (FSLN) (Sandinistische 
Nationale Befreiungsfront) von 
der Diktatur der Familie Somo- 
za befreit hatte und am Auf¬ 
bau einer neuen Gesellschaft 
arbeitete, ging Berndt 1984 
als Mitglied der DKP-Brigade 
Carlos Fonseca (benannt nach 
dem Gründer der FSLN) erst¬ 
mals nach Nicaragua. 

Die FSLN hatte den Guerillakampf 
gegen die Diktatur organisiert 
und ist heute als linke politische 
Partei seit 2006 wieder in der 
Regierung in Nicaragua. Berndt 
arbeitete dort ein paar Monate 
am Aufbau einer Druckerei mit 
und kehrte ein Jahr später zu¬ 
rück, um ein Trinkwasserprojekt 
in Wiwili zu leiten, das die Ver¬ 
sorgung der 16.000 Einwohner 
zählenden Stadt mit sauberem 
Trinkwasser sichern sollte. 

1983 war dort der Freiburger 
Arzt Tonio Pflaum von den sog. 
Contras - von den USA finan¬ 
zierten und ausgerüsteten Ter¬ 
roristen - ermordet worden, als 
er den Aufbau eines Kranken¬ 
hauses unterstütze. Am 28. Juli 
1986 geriet auch Berndt in einen 
Hinterhalt der Contras und wur¬ 


de zusammen mit drei Genossen 
hinterrücks erschossen. 

Davon nicht abgeschreckt, baute 
1989 eine neue Gruppe der DKP- 
Brigade in der nicaraguanischen 
Stadt Matagalpa eine Vorschule 
und gab ihr im Einvernehmen 
mit den Bewohnern den Namen: 
Pre-Escolar Berndt Koberstein. 
Nach der Wahlniederlage der 
FSLN 1990 machte die Nachfol¬ 
geregierung Bildung wieder zum 
Privileg der Reichen und stürzte 
Millionen Menschen in Nica¬ 
ragua wieder in bittere Armut. 
Neben der Wiederherstellung 
der alten sozialen (Un-)Ordnung, 
versuchte die rechte Regierung 
die Erinnerung an die Revolution 
und ihre Errungenschaften aus¬ 
zulöschen und ließ das Namens¬ 
schild der Berndt-Koberstein- 
Schule verschwinden. Nichts 
sollte mehr an den Versuch er¬ 
innern, in den Jahren zwischen 
1979-1990 ein menschenwürdi¬ 
ges Leben für alle Menschen in 
Nicaragua zu erkämpfen. Erst 
unter der erneuten Präsident¬ 
schaft von Daniel Ortega (FSLN) 
seit 2006 entschied der Schulmi¬ 
nister, dass die Schule „in Aner¬ 
kennung dieses revolutionären 
Märtyrers" wieder den Namen 
Berndt Koberstein tragen soll. 

Berndt Koberstein Preis 

Linke-Liste-Stadtrat Hendrijk 
Guzzoni hat anlässlich des 25. To¬ 
destages von Berndt Koberstein, 
der sein engster Freund war, den 
„Berndt Koberstein Preis für Zu¬ 
sammenleben und Solidarität" 
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ausgeschrieben, der von 2012 
an jährlich von einer Jury ver¬ 
geben werden soll. 

Der Preis soll an Berndt Ko¬ 
berstein und sein Wirken er¬ 
innern und dazu beitragen, 
die Werte der Solidarität und 
der „guten Nachbarschaft" 
stärker ins öffentliche Be¬ 
wusstsein zu rücken und ent¬ 
sprechende Initiativen zu er¬ 
muntern und zu stärken. 
Ausgezeichnet werden Projek¬ 
te, Initiativen, Personen oder 
Organisationen in Freiburg 
und näherer Umgebung, die 
mit beispielhaften Aktivitäten 
in besonderer Weise zu einem 
guten nachbarschaftlichen 
Zusammenleben, zu einem 
solidarischen Miteinander der 
Menschen beitragen, insbeson¬ 
dere indem sie das Eigenenga¬ 
gement von Menschen für ein 
gutes Miteinander-Leben för¬ 
dern, Ausgrenzung bekämpfen 
und Inklusion befördern. 

Der Preis ist mit 10.000.-€ do¬ 
tiert und kann auf mehrere 
Preisträgerinnen aufgeteilt 
werden. Weitere Infos unter: 
www.berndt-koberstein-preis.de 

DKP Freiburg 


Editorial 

Liebe Leserinj lieber Leser , 

K urz vor der Sommerpause er¬ 
scheint die nunmehr sechste 
Ausgabe der kommunistischen 
Zeitung „Unsere Stadt". Viele le¬ 
senswerte Artikel warten auf euch 
- von einem Naziaufmarsch in Of¬ 
fenburg, über die Proteste in Grie¬ 
chenland bis hin zu einem Artikel 
über unseren Genossen Berndt 
Koberstein, der vor 25 Jahren im 
Rahmen eines Solidaritätsprojek¬ 
tes von den Contras in Nicaragua 
ermordet wurde. Wir wünschen 
euch viel Lesevergnügen und ei¬ 
nen schönen Sommer! 
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I n der fünften Ausgabe haben wir 
ein Exemplar von Banda Bassottis 
„Checkpoint Kreuzberg" verlost. 
Wir gratulieren dem Gewinner. 
Dieses Mal verlosen wir unter allen, 
die sich den Auftritt von Irie Revol- 
tes auf dem Freiburger Zeltmusik¬ 
festival aufgrund der horrenden 
Eintrittspreise nicht leisten konn¬ 
ten, ein Exemplar des aktuellen 
Albums„Mouvement mondial" der 
Heideiber- 
ger Truppe. 

Irie Revoltes 
ist bekannt 
für ihre 
kraftvo I - 
le Musik, 
die sich 
musikalisch 
nur schwer einordnen lässt. Po¬ 
litisch beziehen sie jedoch klar 
Stellung: Gegen Rassismus, Homo¬ 
phobie und Faschismus. Interesse 
geweckt? 

Zum Mitmachen: Einfach bis zum 
01.09.2011 unter dem Stichwort 
„Verlosung" eine E-Mail mit Name 
und Adresse an: verlosung@dkp- 
freiburg.de. Oder per Post an die 
Redaktion (siehe S.4). 
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Worum ging es? 

1979 beendete eine breite Wi¬ 
derstandsbewegung unter 

Führung der FSLN die Diktatur 
Somozas. Umgehend erließ die 
neue Regierung ein Grundge¬ 
setz, das den Übergang zur De¬ 
mokratie regelte. Todesstrafe 
und Folter wurden abgeschafft, 


demokratische Rechte festge¬ 
schrieben. Die Schulpflicht für 
Kinder im Alter zwischen 6 und 
13 Jahren und gebührenfreie 
Schulen wurden eingeführt. Eine 
landesweite Alphabetisierungs¬ 
kampagne 1980/81 senkte den 
Analphabeten-Anteil von 50 % 
(1979) auf 12%. Im Rahmen ei¬ 
ner Agrarreform (u.a. waren 15% 


des Bodens vor der Revolution 
Privatbesitz der Familie Somoza 
gewesen) wurde in wenigen Jah¬ 
ren eine Selbstversorgung mit 
Grundnahrungsmitteln erreicht 
und erstmals die Versorgung al¬ 
ler Nicaraguaner mit bezahlba¬ 
rem Brotgetreide sichergestellt. 

...weiter auf Seite 2 


(Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. Ihre 
Daten dienen ausschließlich der Verlo¬ 
sung und werden anschließend gelöscht.) 

• • • 

U nd zu guter Letzt: Über Spen¬ 
den und Rückmeldungen je¬ 
der Art (Kontaktmöglichkeiten sie¬ 
he letzte Seite) freut sich... 

Eure Redaktion 
www.unsere-stadt.tk 







...Fortsetzung von „Worum ging es?" 

Da der Satz „Wer den Reichen 
nichts nimmt, kann den Armen 
nichts geben" nun mal auch 
für Nicaragua zutraf, führte 
die Revolution zu wirtschaftli¬ 
chen Einbußen mächtiger, vor 
allem US-amerikanischer Kon¬ 
zerne, die während der Dik¬ 
tatur in Nicaragua investiert 
hatten. Die USA sahen ihre Inte¬ 
ressen in der Region gefährdet. 
Zusammen mit der herrschen¬ 
den Klasse in Nicaragua wollten 
sie die Revolution beenden. Dazu 
bildeten sie ab 1981 militärische 
Einheiten in Honduras aus und 
leisteten massiv militärische und 
finanzielle Hilfe für die Oppositi¬ 
on (die Contras). In dem daraus 
folgenden Krieg wurden etwa 
60.000 Nicaraguaner, haupt¬ 
sächlich Zivilisten, getötet und 
die große Teile der Infrastruktur 
des Landes zerstört. 

Als Resultat auf den zehnjäh¬ 
rigen Krieg „entschied" sich 
eine Mehrheit von 54% der 
abgegeben Stimmen bei den 
Wahlen 1990 für eine Koalition 
rechter Parteien, mit anderen 
Worten für eine „Abwahl" des 
Wirtschafts- und Terrorkrie¬ 
ges gegen Nicaragua. 

2006 wurde die FSLN wieder¬ 
gewählt, für die Bevölkerung 
des ärmsten Landes auf dem 
amerikanischen Kontinent ein 
Hoffnungsschimmer, ihr Leben 
auch schon in naher Zukunft 
etwas erträglicher gestalten 
zu können. So war die erste 
Maßnahme der Regierung Da¬ 
niel Ortegas Anfang 2007 die 
(Wieder-)Einführung der Schul¬ 
pflicht und das Recht, diese 
Bildung kostenlos in Anspruch 
nehmen zu können - auch an 
der Berndt-Koberstein-Schule. 
Weitere Infos unter: 
www.dkp-freiburg.de 

Kein Vergeben - kein Ver¬ 
gessen 

Am 20. Juli 2001 NEVER 
wurde Carlo Giulia¬ 
ni in Genua von der 
Polizei erschossen, 
weil er die brutalen 
Angriffe der Staats- 
macht nicht ohne Widerstand 
hinnehmen wollte. Die Polizei 
griff an jenem Tag in der ganzen 
Stadt Demonstrationen an, die 
sich gegen den zeitgleich statt¬ 
findenden G8-Gipfel richteten. 
Hunderte wurden zum Teil le¬ 
bensgefährlich verletzt und Fest¬ 
genommene auf Polizeiwachen 
gefoltert. Unser Genosse Carlo 
zahlte den höchsten Preis. Wir 
haben Carlo Giuliani auch zehn 
Jahre danach nicht vergessen! 

Antifaschistische Linke Freiburg 



Initiative für ein Linkes Zentrum in Freiburg 


W ir, eine Gruppe junger 
und älterer linker Akti¬ 
vistinnen aus Freiburg 
- organisiert u.a. bei den Fal¬ 
ken, in antifaschistischen und 
gewerkschaftlichen Initiati¬ 
ven und sozialen Bewegun¬ 
gen - haben uns vor einiger 
Zeit zusammengefunden, 
mit dem Ziel, in unserer Stadt 
einen Ort für linke Politik und 
soziale Nachbarschaftsarbeit 
mit einer antikapitalistischen 
Perspektive zu schaffen. Im 
Juli 2011 ging nun die Initia¬ 
tive Linkes Zentrum Freiburg 
an die Öffentlichkeit und will 
bis spätestens 1. Mai 2012 
Räume eröffnen. 

Unser Anspruch ist es dabei, 
nicht innerhalb einer subkultu¬ 
rellen Nische, sondern in der Mit¬ 
te der Gesellschaft zu agieren, 
um somit Themen anzusprechen 
und Akzente zu setzen, die die 
Schülerinnen, Studierenden und 
Lohnabhängigen wirklich betref¬ 
fen. Uns ist es besonders wichtig, 
einen Raum zu schaffen, mit dem 
sich auch Menschen außerhalb 


der linksalternativen Szene iden¬ 
tifizieren können. Ein solcher 
Raum existiert in Freiburg bis 


genplätze, Gartenstraße und die 
Mietshäuser-Syndikats-Projekte) 
verstehen. 




Es soll ein kollektiv 
. ^ verwalteter und 

genutzter Ort für 
^ Gruppen-und Ver- 

^ netzungstreffen, 

Kneipen, Cafes, 
>1 A# Ff Volxküchen, Kinos 

Un/¥I4-I_. und inhaltliche 

m jHjHgN Veranstaltungen 

^ entstehen. Schüle- 
rlnnen-Nachhilfe, 
^ < Beratungen und 

ventionen in Frei¬ 
burg sollen dort 

jetzt nicht und auch die städti- organisiert, Gruppen und Perso- 
schen Jugendzentren sind natür- nen zusammengeführt werden, 
lieh nicht in der Lage, diese Lücke um die Vereinzelung in der Ge- 
zu schließen, da wirkliche Selbst- Seilschaft zu überwinden. 
Organisation nur in unabhängi¬ 
gen Projekten möglich ist. Dabei Wenn ihr mehr über die Initita- 
ist uns wichtig, zu betonen, dass tive erfahren und unsere Arbeit 
wir unser Projekt keineswegs als unterstützen wollt, dann findet 

Konkurrenz, sondern als wich- ihr alle wichtigen Infos unter: 

tige Ergänzung zu den existie- www.linkeszentrum.tk 
renden alternativen Projekten 

in Freiburg (bspw. KTS, die Wa- Initiative Linkes Zentrum Freiburg 


Dresdner Polizei auf Spitzel-Suche 


• • 

U ber den 19. Februar 2011 
in Dresden wurde schon 
viel geschrieben und er¬ 
zählt. Kurz: Europas größter Na¬ 
ziaufmarsch wurde von 20.000 
Gegendemonstranten zum zwei¬ 
ten Mal in zwei Jahren blockiert 
- die Faschisten konnten nicht 
marschieren. Am Rande der Blo¬ 


ckadepunkte gab es vereinzelt 
Rangeleien mit der Staatsmacht, 
zum Teil wurden Angriffe ent¬ 
schlossen abgewehrt. Wie es 
häufig bei solchen Großereig¬ 
nissen vorkommt, trafen auch 
diesmal wieder Antifas auf den 


politischen Gegner und klärten 
diese Situation auf. Alles kein 
großes Drama mag man meinen 
- anders sieht es die Dresdner 
Polizei. 

Mitte Mai wurden Briefe an Bus¬ 
unternehmen verschickt, die 
„durch polizeiliche Aufklärungs¬ 


kräfte" am 19. Februar 2011 iden¬ 
tifiziert wurden, Gegendemonst¬ 
ranten in die Landeshauptstadt 
gefahren zu haben. Die „Son¬ 
derkommission 19/2" der Poli¬ 
zeidirektion Dresden ermittelt 
demnach wegen zahlreicher Ge¬ 


waltdelikte, die an dem Tag laut 
Polizei begangen wurden. Als 
Teil der Ermittlungen wegen des 
„Verdachts des besonders schwe¬ 
ren Falls des Landfriedensbru¬ 
ches" gemäß §§ 125, 125a StGB 
versuchen die Ordnungshüter 
nun inoffizielle Mitarbeiter aus 
den Reihen der Busunternehmen 
zu gewinnen. Hunderte Busse 
machten es möglich, dass Tau¬ 
sende Antifa aus allen Himmels¬ 
richtungen am 19. Februar die 
Nazis zurückdrängen konnten. 
Im höflichsten Beamten-Deutsch 
versucht die Staatsmacht nun die 
Busunternehmen unter Druck zu 
setzen, um Informationen über 
die Reisenden zu erpressen. 

Wir verurteilen diese Repressi¬ 
onsmaßnahmen auf das Schärfs¬ 
te. Die betroffenen Busunter¬ 
nehmen sind in keiner Weise 
verpflichtet mit der Polizei zu 
kooperieren. Wir lassen uns nicht 
kriminalisieren, denn es ist klar: 
Wo Faschisten agieren ist Wi¬ 
derstand Pflicht! 

Mehr Infos unter: 
alfr.blogsport.de/?p = 661 


Antifaschistische Linke Freiburg 











Rettung für die ,,Pleite-Griechen“(BILD)? 

Wem tatsächlich geholfen wird und wer die Zeche zahlt 


A m 29.6.2011 hat die Mehr¬ 
heit im griechischen Parla¬ 
ment sich dem Diktat der 
„Troika" (Dreigespann) aus EU- 
Kommission, Europäischer Zen¬ 
tralbank und Internationalem 
Währungsfond unterworfen und 
einem weiteren radikalen „Spar¬ 
programm" zugestimmt. Der 
Hintergrund bestand darin, dass 
Mitte Juli 2011 weitere 12 Mrd. 
Euro an griechischen Staatsan¬ 
leihen fällig sind und zur Auszah¬ 
lung an die Gläubiger neue Kre¬ 
dite benötigt werden. Die „Hilfe" 
würde, so hatten die Halter des 
„Rettungsschirms" gedroht, nur 
ausbezahlt werden, wenn die 
Griechen in weitere „Opfer" in 
Form von Arbeitslosigkeit, Lohn¬ 
kürzung, Steuererhöhungen und 
Minderung der Sozialleistungen 
einwilligen würden. Doch auch 
für uns wird diese „Hilfe" teuer 
werden. 

Ein Kahlschlagsprogramm 

Bis 2015 sollen Einsparungen 
über 28 Mrd. Euro durchgesetzt 
werden. Das entspräche auf die 
deutschen Verhältnisse über¬ 
tragen rund 280 Mrd. Euro, weit 
mehr als die jährlichen Steuer¬ 
einnahmen des Bundes. Rund 
150.000, d.h. mehr als 20% aller 
Stellen im öffentlichen Dienst 
werden gestrichen. Wer mehr 
als 1000 Euro im Monat ver¬ 
dient, muss davon 1 und 4% als 
„Krisen-Soli" abgeben. Freiberuf¬ 
ler zahlen eine zusätzliche Ge¬ 
werbesteuer. Für manche Güter 
steigt die Mehrwertsteuer auf 
23%. Der Steuerfreibetrag und 
die Sozialleistungen werden ge¬ 
kürzt, die Bedürftigkeitskriterien 
werden verschärft. 

Dazu sollen Staatsbetriebe und 
öffentliche Anteile an Unter¬ 
nehmen im Wert von 50 Mrd. 
Euro (u.a. im Bereich der Häfen, 
Banken, Post, Energie, Wasser, 
Telekommunikation, Eisenbahn, 
etc.) bis 2015 privatisiert werden, 
und zwar durch einen von der 
EU-Kommission kontrollierten 
„Nationalen Vermögensfonds" 
ähnlich der „Treuhand", die nach 
1990 das DDR-Volksvermögen 
weit unter Wert privatisierte. 

Operation gelungen, Patient tot 

Schon bisherige Sparvorgaben 
hatten das griechische Wirt¬ 
schaftsprodukt und damit die 
Staatseinnahmen massiv einbre¬ 
chen lassen, während zugleich 
die Zinsen stiegen. Inzwischen 


kann jedem klar sein, dass es den 
„Helfern" im Falle Griechenlands 
nicht um die Gesundung des 
Patienten, sondern um die mög¬ 
lichst komplette Ausschlachtung 
aller wertvollen „Organe" geht. 
Alle Hilfen sollen den Bankrott 
Griechenlands bloß hinauszuzö¬ 
gern und Zeit erkaufen, in der 
sich private Banken, Rentenfonds 
und Versicherungen weiter von 
dort zurückziehen können, wäh¬ 
rend die gesamte Zeche dann 
die europäischen Steuerzahler 
zahlen sollen. So haben die pri¬ 
vaten Banken den Großteil ihrer 
Griechenland-Papiere, für die sie 
hohe Zinsen bekommen haben, 
entgegen früherer Zusicherun¬ 
gen beim Rettungsschirm 2010 
längst abgestoßen. Hielten deut¬ 
sche Banken im April 2010 noch 
griechische Anleihen im Wert 
von 16,6 Mrd. Euro, waren es im 
Mai 2011 nur noch 4,5 Mrd. Der 
große Rest der Griechenland- 
Papiere in der BRD liegt bei den 
öffentlichen Banken. Es findet 
erneut eine Sozialisierung der 
Verluste und eine Privatisierung 
der Gewinne statt. Nicht Grie¬ 
chenland oder das griechische 
Volk sollen gerettet werden, son¬ 
dern internationale Banken. 

Merkel lässt uns für die Profite 
der Banken zahlen 

Besonders die deutsche Regie¬ 
rung hat dafür gesorgt, dass 
auch deutsche Banken sich mit 
ihren Profiten aus der Affäre zie¬ 
hen konnten und deutsches Ka¬ 
pital jetzt in Griechenland bisher 
staatliche Unternehmen günstig 
aufkaufen kann. Weil die Arbei¬ 
terklasse in Deutschland und 
Griechenland für die Kosten ge¬ 
rade stehen soll, versuchen Po¬ 
litiker und Medien uns und die 
Griechen gegeneinander auszu¬ 
spielen, indem sie behaupten, 
Griechenland sei selbst schuld 
an seinem Elend. Die Griechen 
hätten über ihre Verhältnisse 
gelebt und müssten jetzt mehr 
sparen, mehr arbeiten und ihr 
öffentliches Eigentum verkau¬ 
fen. Komisch? Das ist doch ge¬ 
nau das, was sie auch uns in 
Deutschland seit Jahren vor¬ 
werfen, um stagnierende Löhne, 
den Abbau des Sozialstaats und 
Privatisierungen als alternativlos 
darzustellen. 

Hetze gegen die Griechen als 
Ablenkung 

Jede Lüge scheint recht, um die 


berechtigte Wut über die Ver¬ 
schleuderung von Steuergeldern 
abzulenken auf die einfachen 
Griechen, damit die tatsäch¬ 
lichen Profiteure unbehelligt 
bleiben. Bundeskanzlerin Mer¬ 
kel versucht immer wieder die 
Griechen als faul hinzustellen: 
„Wir können nicht eine Währung 
haben, und der eine kriegt ganz 
viel Urlaub und der andere ganz 
wenig", und „Es geht auch da¬ 
rum, dass man in Ländern wie 
Griechenland, Spanien, Portugal 
nicht früher in Rente gehen kann 
als in Deutschland". Fakt ist: Die 
tatsächliche Wochenarbeitszeit 
der Griechen betrug vor der Kri¬ 
se 44,3 Stunden, in Deutschland 
41 und im EU-Durchschnitt 41,7 
Stunden. Griechische Arbeiter 
haben durchschnittlich einen 
Urlaubsanspruch von 23 Tagen 
im Jahr, gegenüber 30 Urlaubs¬ 
tagen hier. Und in Deutschland 
gehen Männer im Durchschnitt 
mit 61,8 Jahren in Rente, in Grie¬ 
chenland mit 61,9 Jahre, wobei 
zwei Drittel der dortigen Rent¬ 
ner mit weniger als 600 Euro je 
Monat auskommen müssen, und 
die griechische Durchschnitts- 
Rente nur 55% des Durchschnitts 
der Euro-Zone beträgt. Auch das 
Lohnniveau in Griechenland liegt 
bei nur 73% des Durchschnitts 
der Euro-Zone. So sieht der „Lu¬ 
xus" der angeblich über ihre Ver¬ 
hältnisse lebenden Griechen aus, 
dem nun mit Sparprogrammen 
und Ausverkauf ein Ende berei¬ 
tet werden soll. 

Amoklauf des Kapitalismus stop¬ 
pen! 

War zu Beginn der Weltfinanz¬ 
krise noch angekündigt worden, 
der Finanzsektor werde an die 
Leine gelegt, sind wir derzeit 
Zeuge, wie sich - durch die Po¬ 
litik nicht nur nicht gebremst, 
sondern noch befördert - weiter 
dessen Profitinteressen durch¬ 
setzen, und die elementarsten 
Grundbedürfnisse der Bevölke¬ 
rungsmehrheiten geopfert wer¬ 
den. Griechenland ist nur der 
Anfang, weitere europäische 
Staaten werden von Rating- 
Agenturen und Banken gerade 
sturmreif geschossen. Dagegen 
hilft nur entschlossener Wider¬ 
stand und der Kampf für eine an¬ 
dere, eine sozialistische Gesell¬ 
schaft. 


DKP Freiburg 


Terminkalender 


Do 01. September 2011 

Freiburg 

Kundgebung zum Antikriegstag 

Sa 03. September 2011 

Dortmund 

Naziaufmarsch verhindern - Bus aus 
der Region 

Sa 08. Oktober 2011 

Freiburg 

Veranstaltung: 75 Jahre Spanischer 
Bürgerkrieg 

Mehr Info: www.antifaschistische- 
linke.de 

Sa 22. Oktober 2011 

Offenburg 

Naziaufmarsch verhindern 
Mehr Infos: www.antifa-ortenau.tk 

Sa 05. November 2011 

Freiburg 

Antikapitalistische Demonstration 

Mitgliederversammlungen 
der DKP-Freiburg 

Di 02.08.2011 
Di 16.08.2011 
Di 06.09.2011 
Di 20.09.2011 
Di 04.10.2011 
Di 18.10.2011 
jeweils 20:00 Uhr 
Linksbüro, Greiffeneggring 2 


Dortmund stellt sich quer 

um 7. Mal in Folge wollen die 
Faschisten anlässlich des An¬ 
tikriegstages durch Dortmund 
marschieren. Für den 3. Septem¬ 
ber mobilisieren sie europaweit in 
die Ruhrgebietsmetropole. Nach 
dem wieder erfolgreich verhin¬ 
derten Marsch durch Dresden gilt 
der sogenannte „Nationale Anti¬ 
kriegstag" in Dortmund als einer 
der wichtigsten Aufmärsche der 
deutschen Nazis. Dortmund hat 
sich in den vergangenen Jahren 
zu einer faschistischen Hochburg 
entwickelt. Übergriffe auf Mig¬ 
ranten und linke Jugendliche, auf 
Gewerkschafter, auf Parteibüros, 
Kneipen und Veranstaltungen, 
auf Wohnungen von Antifaschis¬ 
ten gehen weiter und nehmen 
an Brutalität zu. Antifaschistische 
Gruppen mobilisieren bundes¬ 
weit zu Massenblockaden gegen 
den Naziaufmarsch. Aus der Re¬ 
gion wird ein Bus in den Ruhrpott 
fahren. Mehr: www.antifaschisti- 
sche-linke.de 







Die ALFR (Antifaschistische Linke Freiburg) ist in 
unserer Stadt und der Region Südbaden aktiv 
gegen faschistische Umtriebe. Sie mobilisiert 
regional und bundesweit auf linke Demonst¬ 
rationen und kämpft in Theorie und Praxis für 
eine Welt jenseits von Faschismus, Flunger und 
Krieg. Bei den regelmäßigen Veranstaltungen 
kann man mehr über die Gruppe erfahren. 


www.antifaschistische-linke.de 


£ 



Die DKP, das ist die Deutsche Kommunisti¬ 
sche Partei. Genossinnen der DKP kämpfen 
gemeinsam mit anderen Menschen z.B. in 
den Gewerkschaften und in der Friedens¬ 
bewegung für konkrete Verbesserungen 
und grundlegende Veränderungen. 

Die DKP-Ortsgruppe Freiburg trifft sich 
jeden 1. und 3. Dienstag im Monat. Interes¬ 
sierte sind herzlich willkommen. 

www.dkp.de 

www.dkp-freiburg.de 


★ 



Die SDAJ, Sozialistische Deutsche Arbei¬ 
terjugend, ist eine Selbstorganisation von 
Schülerinnen und Schülern, Auszubilden¬ 
den, jungen Arbeiterinnen und Arbeitern, 
Studentinnen und Studenten. Für uns ist 
der Sozialismus die Alternative für die wir 
kämpfen. Die SDAJ Freiburg trifft sich wö¬ 
chentlich. Wenn Du bei uns mitmachen 
willst, melde dich einfach per E-Mail: 
sdaj-freiburg@gmx.de 

www.sdaj-netz.de 

www.sdaj-freiburg.de 
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Zeitung machen kostet Geld ! 

Deshalb sind uns Spenden für die 
weitere Herausgabe von „Unsere 
Stadt" herzlich willkommen. 
Überweisen Sie bitte unter dem 
Stichwort „Spende Unsere Stadt" 
auf das Konto der DKP FREIBURG 
Konto-Nr.: 1020086500 
BLZ: 68010111 (SEB Freiburg) 


Faschisten wollen wieder in Offenbuig marschieren 


A m 23. Oktober 2010 fand 
eine antifaschistische De¬ 
monstration in Rastatt mit 
anschließender Kundgebung in 
Söllingen gegen das Nazizent¬ 
rum Rössle statt. Am gleichen 
Tag wurde von den Faschisten 
ein Aufmarsch in Offenburg an¬ 
gemeldet, der als Ablenkungs¬ 
manöver dienen sollte. Am Jah¬ 
restag der Deportation badischer 
Juden nach Gurs hielten knapp 
60 Neonazis 
eine Kund¬ 
gebung in 
der Innen¬ 
stadt Offen- 
burgs unter 
lautstarkem 
Protest und 
geschützt 
von der Polizei ab. Dieses Jahr 
wollen die Faschisten unter 
dem Motto „Ohne Bauernstand 
stirbt unser Vaterland, nur regi¬ 
onal ist national" marschieren. 
Es scheint so, als bräuchten die 
Nazis nur irgendeinen Vorwand 
um auf die Straße zu gehen. So 
wird in einem plumpen Aufruf, 
der obendrein auch noch mit 
Rechtschreibfehlern gespickt ist, 
zum Konsumverzicht ausländi¬ 
scher Waren aufgerufen, durch 
welchen der „deutsche Bauer" 
als Rückgrat der Nation gestärkt 
werden soll. 

Dass die Faschisten es tatsäch¬ 
lich ernst meinen, zeigt die Un¬ 


terstützerliste, die von den Jun¬ 
gen Nationaldemokraten (JN), 
der Jugendorganisation der fa¬ 
schistischen NPD, über Kamerad¬ 
schaften, bis hin zu autonomen 
Nationalisten reicht. Als Redner 
werden einschlägig bekannte 
Faschisten aus Baden-Württem¬ 
berg und der Schweiz auftreten. 
Bisher wurden Benjamin Hennes, 
Philippe Eglin und Florian Stech 
angekündigt. Benjamin Hennes 


ist seit 2010 Vorstandsmitglied 
der NPD Bodensee-Konstanz und 
Mitglied im „Freikorps Baden", 
dieser Zusammenschluss von 
Nazis wird der Kameradschafts¬ 
szene zugeordnet. Philippe Eglin 
ist Vertreter der Basler Sektion 
der Partei National Orientierter 
Schweizer (PNOS) und Florian 
Stech, langjähriges JN-Mitglied 
und NPD-Kandidat bei den Land¬ 
tagswahlen für den Wahlkreis 
Freiburg II, war Anmelder der Na¬ 
zikundgebung in Offenburg des 
letzten Jahres. 

Für uns als Antifaschisten aus 
Südbaden ist es unter keinen 
Umständen hinzunehmen, dass 


Nazis in Offenburg marschie¬ 
ren und versuchen durch ihre 
verquere „Globalisierungskritik" 
salonfähig zu werden. Deshalb 
werden wir zusammen mit ande¬ 
ren fortschrittlichen Kräften aus 
Südbaden nach Offenburg mo¬ 
bilisieren, mit dem Ziel, den Auf¬ 
marsch zu verhindern. Ein Bünd¬ 
nis aus verschiedenen Gruppen 
und Einzelpersonen wird eine 
gemeinsame Zugfahrt organi¬ 


sieren, um sich den Faschisten 
entschlossen entgegenzustel¬ 
len. Kommt am 22.10.11 mit uns 
nach Offenburg, um den Naziauf¬ 
marsch zu verhindern. 

Antifaschistische Linke Freiburg 






Erfolgreiche Antifa-Kampagne gegen die „Zuerst!“ 


S eit Dezember 2009 erscheint 
im gesamten Bundesge¬ 
biet die rechte Zeitschrift 
„Zuerst! Deutsches Nachrichten¬ 
magazin". Äußerlich ist die Zeit¬ 
schrift unscheinbar, jedoch hat es 
der Inhalt in sich: Ausländerfeind¬ 
lichkeit, Verschwörungstheorien, 
Homophobie und Geschichtsre¬ 
visionismus sind an derTagesord- 
nung. So lautet die Titelstory der 
aktuellen Ausgabe zum Beispiel: 
„Die Legende vom Überfall - Wie 
Stalin 1941 gestoppt wurde". Der 
Verleger Dietmar Munier, welcher 
ganz nebenbei auch Mitglied 
in der Nationaldemokratischen 
Partei Deutschlands (NPD) ist, 
ist seit langer Zeit im rechten 
Verlagswesen aktiv. Die beiden 
Republikaner Günther Deschner 
(Chefredakteur der „Zuerst!") und 
Harald Neubauer (Mitherausge¬ 
ber) schrieben bereits in der Zeit¬ 
schrift „Nation & Europa", welche 
2009 zugunsten der „Zuerst!" ein¬ 
gestellt wurde. Durch die schicke 
Aufmachung der „Zuerst"!, die 


dem Focus, Neon oder dem Spie¬ 
gel gleicht, soll es gelingen, eine 
breitere Zielgruppe an Lesern zu 
erreichen. 

Auch in der Freiburger Innen¬ 
stadt war dieses rechte Hetzblatt 
in verschiedenen Kiosken und 
Tankstellen erhältlich. Deshalb 
entschlossen wir uns gegen die 
Verbreitung der Zeitschrift vor¬ 
zugehen. So verfassten wir am 7. 
Oktober 2010 einen offenen Brief 
an die „Südwestvertrieb Buch- 
und Pressegrosso GmbH & Co 
KG", welche für den Vertrieb der 
rechten Zeitschrift in der Region 
verantwortlich ist, in welchem 
wir die Einstellung des weiteren 
Vertriebs forderten. Am 9. Okto¬ 
ber 2010 informierten wir in der 
Freiburger Innenstadt Kioskver¬ 
käufer über das rechte Blatt und 
forderten die Verkäuferinnen und 
Verkäufer auf, die „Zuerst!" aus 
den Regalen zu nehmen. Vor den 
Läden, die sich nicht kooperativ 
zeigten, machten wir die Passan¬ 


ten mit 

Flugblät¬ 
tern auf¬ 
merksam. 

Bis auf 

eine Aus- 
nähme 
sind un¬ 
sere Akti¬ 
onen als Erfolg zu werten, denn 
die „Zuerst!" ist momentan nicht 
mehr in der Innenstadt erhältlich 
und einige Kioskbesitzer, die die 
Zeitschrift versehentlich verkauf¬ 
ten, zeigten sich bereit sie aus 
dem Sortiment zu nehmen. Wir 
werden weiterhin mit offenen 
Augen durch unsere Stadt gehen 
und die Verbreitung menschen¬ 
feindlicher Propaganda aufde¬ 
cken und bekämpfen. 

Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! 


Antifaschistische Linke Freiburg 























